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„Pflege und würdevolles Altern“ im Land Bran-
denburg – so kann es gelingen!  
Für die Brandenburger Verbände der Freien Wohlfahrtspflege bedeutet Pflege mehr als nur die Summe von Pfle-
geleistungen am einzelnen Menschen. Pflegebedürftigkeit entwickelt sich meist über einen längeren Zeitraum 
und betrifft den Einzelnen und dessen soziales Umfeld. Pflege mit allen Facetten und involvierten Akteuren um-
fasst den Lebens- und Sozialraum insbesondere in unserer älter werdenden Gesellschaft. Daher ist ein gemein-
sames, bereichs- und politikübergreifendes Planen und Handeln Aller notwendig.  

Wir begrüßen die Vorhaben der Landesregierung für ein würdevolles Altern in Brandenburg. Die Verankerung 
des Pakts für Pflege in das Landespflegegesetz ist die Grundvoraussetzung für ein möglichst langes Leben im 
eigenen zu Hause und die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben vor Ort trotz vorhandener Pflegebedürftigkeit. 
Besonders hervorheben möchten wir das Vorhaben zur Sicherstellung einer flächendeckenden Hospiz- und Pal-
liativversorgung im Land. Die Einberufung eines Runden Tisches zur Erarbeitung einer gemeinsamen Strategie 
sowie von Versorgungskonzepten ist unabdingbar. Die Wohlfahrtsverbände bringen gerne ihre langjährige Ex-
pertise und praktischen Erfahrungen aktiv in den Runden Tisch Hospiz ein, um zu praxistauglichen Lösungen bei-
zutragen.    

Besonders eingehen möchten wir auf die nachfolgenden 3 Punkte:   

 Verankerung des Paktes für Pflege in das Landespflegegesetz 

 Resilienz und Sicherheit der Pflegeeinrichtungen – Notstromregelungen im Land Brandenburg  

 Und ganz konkret: Personenbeförderungsscheine für Pflege- und Betreuungsfahrten der Pflegedienste 

 

Verankerung des Paktes für Pflege in das Landespflegegesetz  
Wir begrüßen die Aufnahme des Förderinstruments Pakt für Pflege (Pflegepakt) im Landespflegegesetz Branden-
burg und bekräftigen die grundsätzliche Beibehaltung der bestehenden Finanzierungssäulen. Eine verlässliche, 
planbare Finanzierung ist essenziell für die Sicherstellung regionaler Versorgungsstrukturen.  

Die Möglichkeit, Projekte schrittweise in die Regelfinanzierung zu überführen, ermöglicht eine nachhaltige Plan-
barkeit und gewährleistet die Kontinuität von Angeboten vor Ort. Die Sicherung des Gesamtfinanzierungsvolu-
mens muss dabei Priorität behalten. Nur mit einer verlässlichen Finanzbasis lässt sich eine flächendeckende An-
gebotsstruktur sicherstellen, insbesondere in weiterentwickelten Modellen der Kurzzeit- und Tagespflege. 

Jedoch ist hierbei Vorsicht geboten. Strukturentwicklung ist wichtig, darf aber keine Verringerung der operativen 
Angebote und regionalen Unterstützungsleistungen verursachen. 

Insbesondere in der Investitionsförderrichtlinie zur Finanzierung des Ausbaus von Tages- und Kurzzeitpflege 
sollte gelten: Bereits jetzt ist absehbar, dass die vorgesehenen 20 Mio. Euro Fördermittel den Förderzeitraum 
nicht vollständig abdecken werden. Daher muss die Fördersumme ausreichend dimensioniert bleiben, damit we-
der Projekte vor Ort, noch regionale Versorgungsstrukturen gefährdet werden. Verlässliche Mittel sind Voraus-
setzung für den nachhaltigen Aufbau flexibler, wohnortnaher Angebote, insbesondere in ländlichen Regionen. 

Vor allem in ländlichen Regionen ist der Aufbau flexibler und leicht zugänglicher tagespflegeähnlicher Versor-
gungsstrukturen weiterhin notwendig. Wir setzen uns für eine gezielte Förderung ortsnaher und leicht erreich-
barer Angebote ein, um Versorgungsdefizite abzubauen und Pflegebedürftige sowie deren An- und Zugehörige 
zu entlasten. 
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Zusammengefasst:  

Die LIGA der Freien Wohlfahrtspflege Brandenburg fordert eine stabile, verlässliche Finanzierung des Förderin-
struments Pakt für Pflege durch die Aufnahme ins Brandenburgische Landespflegegesetz. Dies ermöglicht eine 
schrittweise Regelfinanzierung und sichert ausreichend projektbezogene Mittel. Gerade in ländlichen und infra-
strukturschwachen Regionen müssen sich Tages- und Kurzzeitpflegeangeboten sowie bedarfsgerechte Angebote 
im Bereich Pflege und Altenhilfe etablieren. Finanzierungsentscheidungen dürfen keine Absenkung der Versor-
gung vor Ort bedeuten. 

Resilienz und Sicherheit der Pflegeeinrichtungen – Notstromregelungen im Land 
Brandenburg  
Wir nehmen mit Interesse zur Kenntnis, dass das Thema Notstromversorgung für Einrichtungen der kritischen 
Infrastruktur im Gesundheits- und Pflegebereich im Koalitionsvertrag des Landes Brandenburg ausdrücklich ge-
nannt wird. Die Aufnahme dieses Aspekts zeigt, dass die Bedeutung einer verlässlichen Energieversorgung, ins-
besondere im Krisenfall, anerkannt wird. Dies ist aus unserer Sicht ein wichtiger Schritt, um die Versorgungssi-
cherheit der uns anvertrauten Menschen zu gewährleisten. 

Gleichzeitig möchten wir betonen, dass die Umsetzung entsprechender verpflichtender Regelungen mit zahlrei-
chen Herausforderungen verbunden ist. Die aktuelle Formulierung im Koalitionsvertrag lässt großen Raum für 
Interpretation, welche Anforderungen verpflichtend geregelt werden könnten. Daher ist es schwierig, deren Um-
setzbarkeit in die Praxis einzuschätzen. Fest steht, die Entscheidung darf nur in enger Vernetzung und Zusam-
menarbeit zwischen kommunaler Ebene und Trägern der jeweiligen Einrichtungen getroffen werden. Jede Ein-
richtung hat spezifische Rahmenbedingungen, die maßgeblich in die Entwicklung sinnvoller und tragfähiger Lö-
sungen einbezogen werden müssen. 

Weiterhin sehen wir Klärungsbedarf hinsichtlich folgender Aspekte: 

Die Finanzierung etwaiger verpflichtender Maßnahmen muss sichergestellt werden. Hierbei ist zu berücksichti-
gen, inwiefern Kosten für Investitionen, etwa für Nachrüstungen bei Bestandsbauten oder für den Einbau geeig-
neter Anschlüsse in Neubauten, übernommen werden. Auch die Übernahme und Finanzierung laufender In-
standhaltungs- und Wartungskosten für Notstromaggregate und deren Anlagen muss geregelt werden. Zu be-
rücksichtigen sind weiterhin eventuelle Vorgaben zur Lagerung von Treibstoff für Notstromaggregate (so diese 
verpflichtend sein sollten) sowie die Frage der Zuständigkeit und Qualifikation des technischen Personals. Es ist 
realitätsnah zu prüfen, ob die fachgerechte Bedienung in einem Krisenfall von dem vorhandenen technischen 
Personal der Einrichtung übernommen werden kann oder ob dafür spezielles Fachpersonal zwingend erforderlich 
ist.  

In der Zusammenschau begrüßen wir, dass das Thema Notstromversorgung im Fokus steht, sehen bei der Aus-
gestaltung verpflichtender Regelungen aber zahlreiche praktische und finanzielle Schwierigkeiten, die bereits im 
Vorfeld im engen Dialog mit den Trägern und Verbänden der Freien Wohlfahrtspflege zu klären sind. Ein reines 
Abwälzen von Aufgaben, Verantwortlichkeiten und Kosten auf die Einrichtungen lehnen wir ab. Lösungsansätze 
sollten gemeinsam entwickelt und realistisch sowie praxisnah ausgestaltet sein. Grundsätzlich stellt sich die 
Frage, ob die technische Ausstattung für Notstrom im Rahmen der Daseinsvorsorge nicht gänzlich in kommunaler 
Verantwortung liegen sollte, um einen bedarfsorientierten und effizienten Einsatz zu ermöglichen. Hier gibt es 
im Land bereits gute praktische regionale Lösungen, die als Blaupause für andere Regionen dienen könnten. 

Personenbeförderungsscheine für Pflege- und Betreuungsfahrten der Pflege-
dienste 
Wir begrüßen, dass die Problematik der Erforderlichkeit eines Personenbeförderungsscheines in der Pflege im 
Koalitionsvertrag aufgenommen wurde.  
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Trotz grundsätzlicher Verortung der Zuständigkeit auf Bundesebene gibt es in einzelnen Bundesländern hilfreiche 
abweichende Ausnahmeregelungen. In Brandenburg fehlt eine landesrechtliche Regelung; Ausnahmegenehmi-
gungen liegen damit in der Zuständigkeit der Städte und Landkreise. In der teilstationären Pflege ist im Rahmen 
der Beförderung der Pflegebedürftigen von der Häuslichkeit in die Tagespflegeeinrichtung ein Personenbeförde-
rungsschein notwendig, da es sich um eine Beförderung zu einem Zweck handelt, mit der die Pflegeeinrichtung 
ein Entgelt erzielt.  

Dasselbe gilt für die Beförderung von Senior*innen im Rahmen der alltagsunterstützenden Angebote (z.B. Be-
treuungsgruppen für Menschen mit Demenz). Da für derartige niedrigschwellige Angebote in der Regel Ehren-
amtliche in die Beförderung der Senioren eingebunden sind, stellt die Regelung in der Praxis ein besonderes 
Hindernis dar.  

Aktuell beantragen die ambulanten Pflegedienste für ihre Beförderungs- und Betreuungsangebote bei den Land-
kreisen Ausnahmegenehmigungen für die Beförderung im Rahmen der pflegerischen Betreuung. Sie werden 
diese unter der Voraussetzung gewährt, dass die genutzten Fahrzeuge eine Zulassung nach BO-Kraft und die 
Pflege-/ Betreuungskräfte einen Personenbeförderungsschein haben.  

Hiermit sind jedoch zusätzliche Kosten für die Pflegedienste für den Erwerb des Personenbeförderungsscheines 
und die dafür notwendigen ärztlichen Untersuchungen für die Fahrer*innen verbunden. Diese Kosten sind zwar 
grundsätzlich refinanzierungsfähig, müssen am Ende jedoch durch den Pflegebedürftigen als Eigenanteil aufge-
bracht werden oder belasten das Budget der Pflegesachleistung. Darüber hinaus sind Fahrer*innen nicht immer 
bereit, den Personenbeförderungsschein zu erwerben, weil sie befürchten, bei nicht bestandener Prüfung auch 
ihre Fahrerlaubnis zu verlieren. 

Aus Sicht der LIGA sind Fahrten sowohl von der Wohnung zur Tagespflege und zurück als auch Fahrten im Rah-
men gemeinschaftlicher Aktivitäten integraler Bestandteil der pflegerischen Versorgung und sollten nicht mit 
gewerblicher Personenbeförderung gleichgesetzt werden. Insbesondere im ländlichen Raum ist die Beförderung 
durch ambulante Pflegedienste nicht mehr wegzudenken, da der öffentliche Personennahverkehr unzureichend 
und lückenhaft ist. Die LIGA hat Sorge, dass die Menschen in ländlichen Regionen aufgrund mangelnder Infra-
struktur „abgehängt“ werden. Um die Pflegebedürftigen nicht allein zu lassen, braucht es Angebote und neue 
Wege, um die Betreuung der Menschen in peripheren, ländlichen Gebieten in Brandenburg sicherstellen zu kön-
nen.  

Daher fordert die LIGA bundeseinheitliche und rechtssichere Regelungen, damit Pflegeeinrichtungen nicht in 
Grauzonen geraten. Es bedarf einer klaren Definition, wann eine Fahrt noch Teil der Pflegeleistung ist und wann 
nicht. Selbstverständlich dürfen Ausnahmen nicht zu Lasten der Sicherheit der beförderten Pflegebedürftigen 
und Senioren gehen.  

Hintergrund:  

Im Land Brandenburg spielen die Verbände der Freie Wohlfahrtspflege eine wichtige Rolle als Anbieter sozialer, 
pflegerischer, erzieherischer oder auch betreuender Hilfen. Die Vielfalt der Träger und Konzepte stellt nicht nur 
einen großen fachlichen Reichtum, sondern auch eine Wahlmöglichkeit für Brandenburgerinnen und Branden-
burger dar. Mit ihren über 600 Unternehmen und Einrichtungen und rund 70.000 Mitarbeitenden ist die LIGA 
Brandenburg ein wichtiger Arbeitgeber und ein bedeutender wirtschaftlicher Faktor im Land. 

 

Kontakt 

Juliane Poerschke   
Vorsitzende Fachausschuss Altenhilfe und Altenpflege   
juliane.poerschke@awo-lag-brandenburg.de  


